
passt das zusammen?
__

V o n  L u t z

L u t z  R ibbe b eze ich n e t Ö ste rre ich  als die „ W ie g e  d e r Län d lich en  E n tw ick lu n g  und  
dessen, w as m an zw eite  Säule  d e r A g ra rp o lit ik  nennt“ . D iese  Trad itio n  von länd- 
lich er En tw icklu n g, v ie lle ich t auch von Pflege und von Bew usstsein  fü r die K u ltu r­
landschaft g ib t es in d ieser Fo rm  in vielen eu ropäischen Län d e rn  nicht. Fo lg lich  fehlt 
d o rt häufig d e r po litische  W ille , diesen sinnvollen und zukunftsw eisenden Po litikan ­
sa tz  d e r E U  zu  u n terstü tzen . D as hat sich bei d e r m onate langen D isku ssio n  um  die  
Fin a n zie lle  V örausschau d e r E U  fü r den Z e itra u m  20 07-1 3  gegen Ende des letzten  
Jahres als gravieren d es P ro b lem  erw iesen.

D as, was wirNaturschüt- 
zer schützen, ist oft 
nicht Natur pur. Es ist 
zum allergrößten Teil etwas, das 

„Kultur“ ist. Vieles, was Natur­
schützer erhalten wollen, ist die 
Folge landwirtschaftlicher Akti­
vitäten -  allerdings von solchen, 
die heute kaum mehr konkur­
renzfähig sind. Viele dieser Pro­
duktionen, die Artenvielfalt ge­
schaffen und gefördert haben, 
sind auf dem absteigenden Ast 
oder quasi schon verloren gegan­
gen. Die Frage muss also lauten: 
„Wie bringt man Landwirtschaft 
und Naturschutz wieder zusam­
men?“

Das ist die Aufgabe, vor der die 
Politik steht. Und es muss ge­

meinsame Aufgabe von Bauern -  
ich spreche bewusst von Bauern 
und nicht von Agrarindustriellen
-  und Naturschützern sein, dafür 
zu kämpfen, dass es wieder pas­
send wird, dort wo es nicht mehr 
passend ist.

ES W AR EIGENTLICH NICHT 
ZIEL DER AGRARPOLITIK,
Landwirtschaft und Naturschutz 
zusammenzubringen bzw. aktiv 
Naturschutz zu betreiben, als 
diese 1957 auf der europäischen 
Ebene entwickelt worden war. 
Ziel war vielmehr, eine ausrei­
chende Nahrungsmittelproduk­
tion und -Versorgung innerhalb 
der Europäischen Union zu be­
werkstelligen sowie Arbeitskräf-

W in te r h e f t N A T U R &

te im landwirtschaftlichen Be­
reich für die damals schnell 
wachsende Industrie freizuset­
zen. Die Zeiten haben sich ver­
ändert und die aktuelle Frage ist, 
wie Landwirtschaft und Natur­
schutz heute zueinander passen 
und wie bestehende Konflikte 
bereinigt werden können. Denn 
es gibt durchaus gravierende, 
durch die Landwirtschaft verur­
sachte Umwelt- und Natur­
schutzprobleme, und zu deren 
notwendiger Lösung muss die 
Agrarpolitik beitragen.

©Österreichischer Naturschutzbund; download unter www.biologiezentrum.at



chen (Mitte).
i

thoden. Bringt möglicherweise 
die wettbewerbsfähige Land­
wirtschaft Konflikte mit sich und 
birgt die weniger wettbewerbsfä­
hige Landwirtschaft vielleicht 
ein geringeres Konfliktpotenzi­
al? Klar ist: Die Landwirtschaft 
gibt es nicht, noch weniger die 
Europäische Landwirtschaft. Es 
gibt sehr verschiedene Formen 
von Landwirtschaft, mit unter­
schiedlicher Wettbewerbsfähig­
keit und mit unterschiedlicher 
ökologischer Relevanz -  gerade 
das macht die Vielfalt Europas 
aus.

© A. Lang

Län d lich e
E n tw ick lu n g
heißt Geld für 
besondere Lei­
stungen, z. B. 
das Stilllegen

GLÜCKLICHE KÜHE ALS 
MILCHPÄCKCHEN-IDYLLE. 
Lassen Sie uns mal einige Bei-

Der Natur in Europa 
geht es schlecht

Die „Roten Listen der bedroh­
ten Tier- und Pflanzenarten“ 
werden immer länger. In ihrer 
Mitteilung zur Überprüfung der 
Umweltpolitik 2003 schreibt die 
EU-Kommission, dass die der­
zeitigen Agrar- und Fischerei­
praktiken eine erhebliche Bela- 

' stung für die biologische Vielfalt 
\ I darstellten und sie nachhaltiger

I  gestaltet werden müssten. Die 
Kommission gesteht auch ein, 
dass sich die Umsetzung der Vo- 

i:|' gelschutz- und Habitatrichtlinien
j'yl
V in Form von Natura 2000 als 

schwierig erwiesen habe. Verstö­
ße gegen diese beiden Gesetze

• machen über ein Viertel der Fäl-

■y'%

le in Europa aus, in denen die 
Kommission gerichtliche Schrit­
te einleiten muss. Ein Viertel al­
ler Strafverfahren auf EU-Ebene 
betrifft den Naturschutz inner­
halb Europas. Das zeigt mehr als 
deutlich, dass Konflikte vorhan­
den sind.

Die Landwirtschaft gibt 
es nicht

Für die Beantwortung der Fra­
ge, ob Landwirtschaft und Na­
turschutz nun Verbündete oder 
Gegner sind, ist es nötig, fein zu 
differenzieren. Es gibt wettbe­
werbsfähige Landwirtschafts­
praktiken und weniger wettbe­
werbsfähige Landwirtschaftsme­

;chutz
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F a k s im ile
des Spiegel- 
Artikels über 
Entwicklungs­
pläne für Inten 
sivhaltung von 
Nutztieren

spiele von 
Landwirtschaft betrachten, um 
uns ihres breiten Spektrum be­
wusst zu werden: Die Werbung 
für Milchprodukte arbeitet mit 
Bildern: Sie zeigt Kühe, die auf 
Grünland stehen, die weiden. So 
wie wir Menschen es uns vor­
stellen. Das Bild auf den Milch­
päckchen entspricht dem geläufi­
gen Bild von Landwirtschaft, 
von Milchproduktion, das die 
Menschen im Kopf haben. In der 
Tat wurden in Deutschland vor 
25 Jahren rund 90 % aller Milch­
kühe so gehalten, d. h. 9 von 10 
Kühen standen damals auf der 
Weide! Heute aber sind es maxi­
mal noch 30 % . 70 % aller 
Milchkühe in Deutschland wer­
den mit Kraftfutter, z. B. Maissi­
lage, gefüttert. Darauf deutet auf 
der Milchtüte nichts hin, aber 
diese Veränderung hat Folgen, 
sowohl für die Milchqualität als 
auch für die Landschaft, insbe­
sondere für das Grünland. In

D as  n a c k te  
H u h n , laut 
israelischen 
Forschern die

i t

Deutschland sind die ökologisch 
wertvollen Grünlandflächen 
stark rückläufig.

DAS NACKTE HUHN, das Gän­
sehaut bekommt, ist laut israeli­
schen Forschern die „Zukunft 
der Hühnerproduktion“. Diese 
kuriosen Tiere sind weniger hit­
zeempfindlich und haben weni­
ger Fettgewebe als herkömmli­
che Hühner, sie sollen ernäh­
rungsphysiologisch für den Men­
schen „Vorteile“ haben. Ein 
nacktes, federloses Huhn erspart 
dem Verarbeiter nach dem 
Schlachten das Federrupfen. Das 
ist ein Szenario für zukünftige 
wettbewerbsfähige Landwirt­
schaft!

KOTELETTS AUS DEM 4. 
STOCK. Es stellt sich die Frage, 
wo zukünftig solche Tiere gehal­
ten werden sollen. In Holland 
gibt es laut einem Artikel des 
Nachrichtenmagazins Der SPIE­
GEL (Überschrift: „Koteletts aus 
dem 4. Stock“) Entwicklungs­
pläne für so genannte Delta­
parks. Das sind Fabrikationsan­
lagen direkt in Häfen, etwa 1.000 
m lang und 400 m breit. Die La­
ge am Meer ermöglicht es Schif­
fen, direkt anzulanden und Fut­
termittel löschen zu können. Die­
se geplanten Anlagen bestehen 
im Prinzip aus einem riesigen, 
siebenstöckigen Gebäude. Im 
Keller will man Fischzucht be­
treiben, im Erdgeschoss hat man 
die gesamte Logistik (Schlachte­

E in  B e is p ie l  aus Japan zeigt 
uns einen senkrechten Kuhstall 
(Kühe stehen dort in 8-stöckigen 
Anlagen), eine völlig andere Hal­
tungsform als die Weidewirt­
schaft, aber dennoch nennt man 
dies „Landwirtschaft“, auch wenn 
es nichts mehr mit „Land" zu tun 
hat.

rei, Verladestation etc.), in der er­
sten bis dritten Etage Schweine­
mast und Hühnerhaltung, in der 
vierten Etage Champignonzucht 
und in der fünften bis siebenten 
Etage Gemüseproduktion einge­
plant (fehlt nur noch oben drauf 
ein Hotel für „Urlaub auf dem 
Bauernhof4)- Ein geschlossenes 
System, ein „Ökosystem“, in 
dem man unglaublich produktiv 
wirtschaften kann. Wie gesagt: 
Futtermittel kommen vorn rein, 
hinten dran kann man effektive 
Kläranlagen bauen. Man kann 
Filteranlagen installieren, nutzt 
das C 0 2 der Schweine, um das 
Pflanzenwachstum beim Gemü­
se voranzutreiben. Ist das die zu­
künftige Form der wettbewerbs­
fähigen Landwirtschaft? Schafft 
sie oder löst sie Naturschutzpro­
bleme? Da fährt kein Traktor 
mehr, da wird kein Vogelgelege 
überfahren, da wird nichts mehr 
umgemäht.

IST DAS ÜBERHAUPT NOCH 
LANDWIRTSCHAFT? Es hat mit 
bäuerlicher Landwirtschaft 
nichts mehr zu tun, aber es be­
einflusst natürlich die Wettbe­
werbsfähigkeit vonjenen,die auf 
eine natürliche Art und Weise 
Landwirtschaft betreiben. Etwa 
polnische Bauern, die mit ihrer 
extensiven Wirtschaftsweise da­
zu beitragen, dass dort 25 % des 
Weltbestandes an Weißstörchen 
zu Hause sind. Es gibt im Nord­
osten Polens eine besonders an­
gepasste Kuhrasse, die qualitativ
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hochwertige Milch liefert, aus 
der sehr guter Käse hergestellt 
wird. Allerdings ist ihre Milch­
leistung sehr gering, andererseits 
wird diese Kuh auch zu Land­
schaftspflegezwecken einge­
setzt. Natürlich wird der Bauer, 
der mit dieser Kuh sehr natur­
schutzgerecht wirtschaftet, 
Schwierigkeiten haben, denn die 
Agrarindustrie setzt mit billig­
sten Preisen seine Wettbewerbs­
fähigkeit in Zukunft weiter unter 
Druck.

Die gezeigten Beispiele doku­
mentieren die Vielfalt von dem, 
was man Landwirtschaft nennt. 
Und zeigen klar, wie die Wettbe­
werbsfähigkeit jeglicher Land­
produktion beeinflusst wird.

Was hat die Politik in der 
Vergangenheit geför­
dert?

Obwohl auf Grünland im Prin­
zip tendenziell umweit- und na­
turschutzverträglicher produziert 
werden kann, wird die Milchpro­
duktion im Sinne der Wettbe­
werbsfähigkeit davon entkop­
pelt. Wurden umweltkonforme, 
naturschutzgerechte Produktio­
nen gefördert? Die Agrarpolitik 
und die damit verbundenen Sub­
ventionen haben in der Vergan­
genheit die Landwirtschaft in ei­
ne ganz bestimmte Richtung ent­
wickelt. Wettbewerbsfragen er­
hielten den Vorzug gegenüber 
Umweltgedanken. Grünland 
zum Beispiel bekam in der Ver­
gangenheit keine Subvention, 
Mais dagegen schon. Es gab 
'’Zahlungen für die Produktion 

\ Von Mastbullen, nicht aber für 
ipfie Milchkuh. Das bedeutet 
auch, dass ganze Regionen quasi 
i|n  Windschatten von europäi­
scher Agrarförderung lagen: z. B. 
Ostfriesland als Gründlandre- 
gjon im Nordwesten Deutsch­
lands.

■Bei den Direktzahlungen 
innerhalb der Landwirtschaft be­

obachten wir sehr unterschiedli­
che Förderungshöhen; neben der 
ökologischen Frage stellt sich al­
so auch die soziale Frage. In der 
EU bekommt über die Hälfte der 
Bauern, genau genommen 
53,8 %, pro Jahr weniger als
1.250 Euro an Direktzahlungen. 
Diese 50 % erhalten insgesamt 
gerade einmal 4 % aller Direkt­
zahlungen der EU. Am anderen 
Ende der Skala liegen die Bau­
ern, die über 300.000 Euro be­
kommen. Ihre Zahl kann man 
statistisch gar nicht mehr erfas­
sen, es sind 0,00 % . In realen 
Zahlen ausgedrückt sind es EU­
weit ca. 3.000 Betriebe. Vom Ge­
samtfördervolumen holen sie 
sich auch 4,3 % ab. Also genau­
so viel wie die 50 %.

Extreme Unterschiede gibt es 
auch in meinem Heimatland 
Deutschland. 80 % der deutschen 
Landwirtschaftsbetriebe bekom­
men pro Jahr weniger als 10.000 
Euro an Förderung, sie erhalten 
zusammen 25 %  des Volumens.
2,2 %  der Betriebe bekommen
50.000 Euro und mehr. Diese
2 % der Betriebe holen 40 % des 
gesamten Volumens ab. Es ent­
steht folglich neben der ökologi­
schen Diskussion auch eine Di­
skussion um Verteilungsgerech­
tigkeit. In Österreich gibt es im 
Vergleich dazu gerade einmal
6 %  der Betriebe, die mehr als
10.000 Euro bekommen. Es han­
delt sich also um eine ganz ande­
re Struktur, eine ganz andere Vor­
aussetzung.

ZIELKONFLIKTE. Viele betriebs­
wirtschaftlich sinnvolle Dinge, 
die Wettbewerbsfähigkeit her- 
stellen oder Wettbewerbsfähig­
keit verbessern, sind nicht immer 
kompatibel mit Naturschutzin­
teressen. Genau hier entstehen 
Zielkonflikte. M ultifunktiona­
lität ist nicht identisch mit be­
triebswirtschaftlicher Rentabi­
lität, oft ist genau das Gegenteil 
zutreffend. Das heißt, ein Land­

wirt, der multifunktional ist, der 
Landschaftskultur, Landschafts­
bild und Naturschutzinteressen 
mitberücksichtigt, geht das Risi­
ko ein, bestimmte Einnahmen 
nicht erzielen zu können bzw. 
nicht erzielen zu dürfen, wenn 
beispielsweise Natura 2000-Auf­
lagen zu berücksichtigen sind.

W O  LIEGT folglich die Heraus­
forderung für die Politik in Zu­
kunft? Wie kann der Gesellschaft 
vermittelt werden, dass das Geld, 
das in Form von Steuergeldern in 
die Agrarpolitik fließt, gut ange­
legt ist und dass breite Kreise von 
Landwirten ebenso wie die Um­
welt davon profitieren?

Aufgabe der Politik wird es 
sein, die 45 Mrd. Euro, die jedes 
Jahr aus Brüssel in den Agrarbe­
reich hineinfließen, so einzuset­
zen, dass sowohl Natur und Um­
welt geschützt werden, aber auch 
gleichzeitig möglichst viele Ar­
beitsplätze erhalten bzw. neu ge­
schaffen werden. Leitbild muss 
da der bäuerliche Familienbe­
trieb und nicht die Agrarindustrie 
sein.

DIE FÖRDER- UND STRUKTUR­
POLITIK geht aber oft in andere 
Richtungen. Die größte Agrarin­
vestition, die die Europäische 
Union in Deutschland in den 
letzten drei Jahren unterstützt 
hat, war die einer deutschen, uns 
allen bekannten Molkerei: Mül­
lermilch. Müller baut im sächsi­
schen Leppersdorf eine Groß­
molkerei aus und bekommt von 
der Europäischen Union 24,1 
Mio. Euro an Zuschuss. Die 
Kommission erklärt, er kriegt das 
Geld deshalb, weil er 141 neue 
Arbeitsplätze schafft. Müller hat 
erklärt, nach erfolgtem Ausbau 
der Großmolkerei wird er zwei 
Kleinmolkereien, eine in Nieder­
sachsen und eine in Nordrhein- 
Westfalen schließen. In Summe 
gehen dort 200 Arbeitsplätze ver­
loren. D. h. für den Abbau von 60

• - 
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Arbeitsplätzen bekommt er 24 
Mio. Euro Agrarförderung. Auch 
die Landwirte sind davon betrof­
fen. Sie müssen alle Produktivi­
tätsentwicklungen ausnützen, 
die Kuh von der Weide holen und 
sie im Stall lassen, weil dies -  
zumindest nach herrschender 
Agrarberatermeinung -  wirt­
schaftlich ertragreicher ist; und 
sie scheinbar nur so dem Preis­
druck, der auch von Großmolke­
reien ausgeht, begegnen können. 
Das ist der Kreislauf, indem sich 
momentan europäische Agrarpo­
litik befindet.

W er soll zukünftig EU- 
Geld bekommen?

Soll es der Betrieb sein, der 
versucht, sich weiter betriebs­
wirtschaftlich zu optimieren? 
Oder muss die Politik nicht jene 
unterstützen, die tatsächlich mul­
tifunktionale Landwirtschaft be­
treiben, die also Rücksicht neh­
men auf viele Erfordernisse im 
Naturschutz, im Kulturland­
schaftsschutz und die auch viel­
leicht noch mehr Arbeitsplätze 
erhalten. Die anders sind als je ­
ne, die voll durchrationalisiert 
arbeiten? Dass Naturschützer die 
zweite Variante fordern, dürfte 
klar sein. Es stellt sich die Frage, 
ob die EU-Politik mit der aktuel­
len Agrarreform dieses Ziel er­
reicht und ob mit der finanziellen 
Vorausschau für den Zeitraum 
2007 bis 2013 der Weg in diese 
Richtung konsequent bestreitbar 
bleibt.

( Das Agrarfördersystem 
, steht auf zwei Säulen
< Einmal aus der so genannten
3 ersten Säule -  Direktzahlungen 
i und Marktordnungen und der 

zweiten Säule -  der Ländlichen 
Entwicklung. Aus dieser zweiten 
Säule werden im Gegensatz zur 
ersten keine Subventionen im 
herkömmlichen Sinne gezahlt.

Es wird Geld für besondere Lei­
stungen ausgegeben, die von der 
Gesellschaft gewünscht und von 
den Bauern erbracht werden, für 
die es aber keinen Marktpreis 
gibt. Es werden also Produktio­
nen unterstützt, die besondere 
Rücksicht z. B. auf Umwelt- und 
Naturschutzbelange nehmen. Es 
ist eine Herausforderung, diese 
zweite Säule und alle damit ver­
bundenen Maßnahmen -  z. B. 
Förderung des Grünlandes -  
nicht nur zu verteidigen, sondern 
weiter auszubauen. Aktuell sind 
85 % der Ausgaben im Agrarbe­
reich immer noch in der traditio­
nellen ersten Säule positioniert, 
in der zweiten europaweit gese­
hen nur ungefähr 15 % .

FÜR ÖSTERREICH sieht das Ver­
hältnis anders aus, hier fließen 
ungefähr 60 % der Gelder, die 
aus Brüssel kommen, in die 
zweite Säule. Deutschland liegt 
ungefähr im europäischen 
Durchschnitt. Es gibt aber auch 
andere Länder, wie Dänemark, 
Belgien, Großbritannien oder die 
Niederlande, die quasi kaum 
Geld in der zweiten Säule ver­
wenden, die gar keine „Ländli­
che Entwicklung“ haben. Viele 
Staaten in Europa wissen gar 
nicht, was die zweite Säule ist, 
was Agrarumweltprogramme be­
deuten. Beim Blick nach Osteu­
ropa erkennt man nur sehr gerin­
ge Initiativen, um Programme in 
der zweiten Säule zu entwickeln 
und zu nutzen.

Programme in der zweiten 
Säule erfordern zunächst einmal 
Ideen. Nicht jedes Land verfügt 
über die jahrzehntelangen Erfah­
rungen, auf die Österreich ver­
weisen kann. Ideen sind dann in 
Programme umzusetzen. Pro­
gramme müssen in Brüssel ab­
gezeichnet werden. Man muss 
dann Berater haben, die nach 
draußen gehen und die Program­
me bekannt machen. Man 
braucht eine Verwaltung, die die­

se Programme umsetzt 
und man braucht auch 
einen Kontrollauf- J R p  
wand. Man muss Maß­
nahmen aus der 2.
Säule -  im Gegensatz 
zu den Direktzahlun­
gen aus der 1. Säule -  zu- 
dem mit nationalen Mitteln 
kofinanzieren. All das bedeutet 
einen großen Aufwand und ein 
Bewusstsein, dass dies der richti­
ge Weg in die Zukunft ist. In Po­
len ist dieses Bewusstsein bei­
spielsweise nicht vorhanden. 
Dort verteilt der Landwirt­
schaftsminister lieber das Geld, 
dass zu 100 % aus Brüssel 
kommt; und lässt sich dafür von 
den Bauern feiern, die für quasi 
nichts etwas bekommen. Eine 
angenehme Aufgabe, aber keine 
zukunftsweisende Politik.

Verteidigen w ir die 
2. Säule!

Es ist die große Aufgabe, die 
zweite Säule der GAP, die ganz 
entscheidend von Franz Fischler 
entwickelt wurde, zunächst ein­
mal zu verteidigen. Diese Aufga­
be stellt sich, weil in vielen Län­
dern Europas derzeit ein Potenzi­
al gesehen wird, genau hier Aus­
gaben zu kürzen.

FRANZ FISCHLER hatte bei der 
Präsentation seiner Vorstellun­
gen zur Agrarreform noch die 
Position vertreten, man müsste 
20 %  der Mittel aus der ersten 
Säule in die zweite Säule verla­
gern, um sie zu stärken. Den Mit­
gliedsstaaten wurde ferner einge­
räumt, im Rahmen dieser Re­
formbeschlüsse (Artikel 69) wei­
tere 10 %  der Ausgaben aus der 
ersten Säule für Maßnahmen zu 
verwenden, die aus Sicht des Na- 
tur- und Umweltschutzes, des 
Tier- und Verbraucherschutzes 
und für den vorbeugenden Ge­
sundheitsschutz notwendig wä­
ren, zum Beispiel Beweidungs-
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prämien. Konsequent ange­
wendet wären es so 

30 %  der Mittel gewe­
sen, die man zusätzlich 
aus der ersten in die 

zweite Säule verlagert 
hätte. Das wäre eine ech­

te Entwicklung gewesen. 
Bloß die Realität sieht leider 

anders aus: Wir sind bei nur 5 %  
so genannter Modulationsmittel 
gelandet, nicht bei 20 %; und 
von Artikel 69 macht kaum ein 
Mitgliedsstaat Gebrauch!

Die Bedeutung dieser zweiten 
Säule -  für die Entwicklung der 
ländlichen Räume und gerade für 
den Erhalt und die.Neuschaffung 
von Arbeitsplätzen -  muss erst 
noch verstärkt in das Bewusst­
sein vieler Politiker gelangen!

ES GIBT AUCH Herausforderun­
gen in der ersten Säule. Sie ist so 
zu gestalten, dass der Steuerzah­
ler erkennt, warum es Sinn 
macht, dort Zahlungen zu täti­
gen. Die gesellschaftliche Ak­
zeptanz muss gestärkt werden, 
gerade vor dem Hintergrund der 
Sparwelle. Doch hinsichtlich der 
gesellschaftlichen Akzeptanz se­
hen Naturschützer derzeit extre­
me Probleme.

Bei der ersten Säule hat es be­
kanntlich die so genannte „Ent­
kopplung“ der Zahlungen gege­
ben. Bisher waren Zahlungen an 
die Herstellung von bestimmten 
Produkten wie Mais oder Getrei­
de gebunden. Die Entkopplung 
trennt nun die Zahlungen an die 
Landwirte vom Anbau bestimm- 

, ter Kulturen bzw. vom Halten 
bestimmter Nutztiere. Jetzt gibt 

" |  es zwei Möglichkeiten, das Geld 
1 zu verteilen. Mit der „traditionel- 
v len“ Betriebsprämie, was bedeu­
t e t ,  dass die Bauern das Geld 
" weiter bekommen, das sie in der 
Vergangenheit erhalten haben, 

{:ohne dass sie allerdings ver­
pflichtet sind, die Produkte anzu­
bauen, die bisher Voraussetzung 
für die Zahlungen waren. Die
<3______ ______ _

zweite Möglichkeit ist die „Flä­
chenprämie“, wie sie in Deutsch­
land eingeführt wird. Natur­
schützer meinen, eine Flächen­
prämie, die an gewisse ökologi­
sche Standards gebunden ist, sei 
der richtige Weg.

Doch für beide Ansätze sollte 
gelten, dass ein staatlicher Geld­
transfer, wie er in der Landwirt­
schaft stattfindet, an etwas ge­
koppelt sein muss. Es kann keine 
totale Entkoppelung geben, um 
gesellschaftliche Akzeptanz zu 
erreichen. Ein Landwirt kann 
sich doch wohl nicht ernsthaft 
hinstellen und fordern, er wolle 
das Geld, das er in der Vergan­
genheit bekommen hat, auch zu­
künftig bekommen, ohne der Ge­
sellschaft etwas dafür zu bieten.

Naturverträgliche Land­
w irtschaft kostet Geld!

Die EU hat genau genommen 
dies auch akzeptiert und deshalb 
die sog. Cross-Compliance-Kri- 
terien eingeführt. Das heißt, der 
Landwirt muss 18 europaweit 
geltende Gesetze einhalten. Tut 
er es nicht, kriegt er von seinem 
Prämienvolumen etwas abgezo­
gen. Da allerdings die Einhal­
tung von Gesetzen etwas Selbst­
verständliches ist kann dieses 
Kriterium wohl kaum als Be­
gründung für Geldflüsse herhal­
ten. Da müssen andere, gesell­
schaftlich akzeptierbarere 
Gegenleistungen durch bäuerli­
che Aktivitäten her, um die EU- 
Zahlungen zu rechtfertigen. Eine 
Diskussion über eine Neuaus­
richtung, über eine Verschärfung 
der Standards, an die die zukünf­
tigen Zahlungen geknüpft sind, 
ist folglich unumgänglich. Sie 
wird unweigerlich kommen, sie 
sollte gemeinsam mit allen ge­
sellschaftlichen Kräften geführt 
werden. Verstärkt sollten Ar­
beitsplatz-, Umwelt- und Natur­
schutzfragestellungen daran ge­
koppelt werden. Es ist klar: mul­

tifunktionale Landwirtschaft ko­
stet Geld; und in den Lebens­
mittelpreisen sind weder die po­
sitiven noch die negativen Folge­
kosten, die die unterschiedlichen 
Landwirtschaftspraktiken verur­
sachen, enthalten. Die europäi­
schen Bauern sind aber aufgrund 
des bestehenden Preisdruckes 
darauf angewiesen, dass das, was 
sie für die Gesellschaft an zu­
sätzlicher Leistung erbringen, 
auch abgegolten wird.

Die Weichen werden 
jetzt gestellt

Mit der neuen finanziellen Vor­
ausschau 2007-2013 werden 
derzeit in Brüssel die Weichen 
für die kommenden Jahre ge­
stellt. Im jetzigen Finanzzeit­
raum (2000 bis 2006) stellen die 
Mitgliedsstaaten jeweils 1,24 % 
des Bruttonationaleinkommens 
für die Finanzierung des EU- 
Haushaltes zur Verfügung. Die­
ses Geld wird nach bestimmten 
Kriterien über die Agrarpolitik, 
die Strukturfonds und die ande­
ren Politikbereiche der EU an die 
einzelnen Länder ausgezahlt. Es 
gibt Nettozahler, die mehr ein- 
zahlen, als sie zurückbekommen 
sowie Nettobezieher, die weni­
ger Geld einzahlen, als sie von 
der EU erhalten. Die Kommis­
sion hat ihren Vorschlag für den 
Finanzzeitraum 2007-2013 wie­
der auf diesen 1,24 %  aufgebaut. 
Doch die Nettozahler drängen 
angesichts der angespannten Fi­
nanzlage auf Sparmaßnahmen, 
um die Kosten für das gemeinsa­
me Europa zu senken.

DIE ERSTE SÄULE der Marktord­
nungen macht den größten Teil 
der Agrarausgaben aus. Be­
sonders Großbritannien und 
Frankreich wollen hier nicht mit 
sich diskutieren lassen. Auch die 
von der Kommission vorgesehe­
nen Ausgaben für Wachstum und 
Beschäftigung sollen nicht ange­
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tastet werden: der Ausbau von 
Infrastrukturen und transeuropä­
ischen Netzen für Straßen, Ener­
gie, Schienen- und Flugverkehr 
ist den Politikern „natürlich“ 
wichtiger als z. B. die Natura 
2000-Umsetzung.

Die Ländliche Entwick­
lung steht unter Druck

Und zwar so sehr, dass Natur­
schützer bereits vom möglichen 
Ende der Ländlichen Entwi­
cklung sprechen. Die Politik von 
Franz Fischler stünde vor dem 
Aus, wenn weitere Überlegun­
gen der EU-Staaten Wirklichkeit 
werden sollten.

NATURA 2000. Dieses Natur­
schutznetzwerk ist davon betrof­
fen, soll es doch zukünftig aus 
dem Topf „Ländliche Entwik- 
klung“ mitfinanziert werden. 
Doch wo kein Geld, da keine 
Ausgaben! Wir wissen: 1992 
wurde Natura 2000 als „Natur­
schutznetzwerk für Europa“ auf 
Basis der Vogelschutzrichtlinie 
(1979) und der FFH-Richtlinie 
(Flora-Fauna-Habitat, 1992) ent­
wickelt und von allen Mitglied­
staaten beschlossen, um dem 
massiven Rückgang der Biodi- 
versität entgegen zu wirken. Von 
den Landwirten wird dabei er­
wartet, dass sie keine negativen 
Veränderungen an Natura 2000- 
Flächen vornehmen. Diese Maß­
nahmen kosten Geld und erfor­
dern einen Ausgleich. Die Kom­
mission berechnete 6,1 Mrd. Eu­
ro pro Jahr -  5,8 Mrd. sind für die 
alten Mitgliedstaaten konzipiert,
0,3 Mrd. für die neuen. Die Rea- 

■ lität wird höhere Kosten mit sich 
bringen.

Wie sollen die Kosten finan­
ziert werden? Die EU will beste­
hende Fonds, wie den Fond der 
Ländlichen Entwicklung (also 
Agrar-Umwelt-Programme etc.) 
und die Strukturfonds nutzen. 
Die Kommission will im vorge­

legten Finanzplan 2007 bis 2013 
die zweite Säule nicht weiter 
ausbauen, sondern nur stabilisie­
ren. Natura 2000 ist aber als neu 
zu finanzierende Aufgabe dazu­
kommen und wird folglich viel 
von dem Geld, was momentan 
für die anderen Maßnahmen im 
Bereich der ländlichen Entwi­
cklung ausgegeben wird, absor­
bieren. Ein klarer Konflikt, der 
sich hier abzeichnet.

Der Nutzen übersteigt 
die Kosten

Wenn man die Natur in Europa 
erhalten will -  und dazu haben 
sich alle Mitgliedsstaaten ver­
pflichtet, als sie diese Richtlinien 
angenommen haben -  dann muss 
man das nötige Geld auch zu­
sätzlich zur Verfügung stellen. 
Natürlich müssen dabei die Aus­
gleichszahlungen an die Land­
wirte genau definiert und auch 
zweckgebunden sein. Landwirte 
müssen für die Leistungen, die 
sie im Bereich des Naturschut­
zes erbringen und die ja  von der 
Gesellschaft akzeptiert werden, 
finanziell unterstützt werden. Es 
muss dabei immer wieder betont 
werden, dass es sich nicht um 
klassische Subventionen, son­
dern um die Abgeltung konkret 
erbrachter Leistungen für die Ge­
sellschaft handelt. Die Kommis­
sion schreibt in ihrer Mitteilung 
zur „Finanzierung von Natura 
2000“, dass der Nutzen von Na­
turschutzmaßnahmen in Europa 
die Kosten übersteigen wird. Es 
muss gelingen, deutlich zu ma­
chen, dass „Natura 2000“ auch 
die Keimzelle von Regionalent­
wicklung ist. Bisher sagen Poli­
tiker gerne, Naturschutz könne 
man sich nur dann leisten, wenn 
es der Gesellschaft wirtschaftlich 
gut geht. Die Zukunft muss dar­
in liegen, mit Naturschutzmaß­
nahmen Regionalentwicklung zu 
betreiben, Arbeitsplätze zu erhal­
ten und neu zu schaffen. Ein Na­

turschutz, der darauf beruht, dass 
an anderer Stelle W irtschafts­
wachstum (ggf. mit Umweltzer­
störungen) erzeugt und damit 
Naturschutz finanziert wird, ist 
ein Naturschutzansatz, der zum 
Scheitern verurteilt ist.

ES GIBT IMMER NOCH VIEL 
GELD in Europa zu verteilen. 
Aber der gesellschaftliche Druck 
auf die Ausgaben und folglich 
die Einforderung einer Erklä­
rung, wofür des Steuerzahlers 
Geld ausgegeben wird, wird 
schärfer. Und das ist auch gut so!

Landwirte und Naturschützer 
können davon sogar profitieren. 
Denn gemeinsam könnten sie der 
Gesellschaft gut vermitteln, dass 
viele Investitionen in Landwirt­
schaft und Umwelt positiv für die 
Gesellschaft sind. Das könnte 
den Politikwandel mit sich brin­
gen, den Franz Fischler sich vor­
gestellt hat. Das gelingt aber nur, 
wenn tatsächlich genügend Ar­
gumente und Fakten geliefert 
werden. Deshalb komme ich 
auch gerne nach Österreich, um 
weitere Argumente für eine zu­
kunftsgerichtete und innovative 
Regionalentwicklung zu finden, 
die ich nach Deutschland mit­
nehme. Es ist in der Tat bestinve­
stiertes Geld, viele kleine Ar­
beitsplätze zu schaffen, die in der 
Summe dann etwas Großes be­
wegen. Also lassen Sie uns 
kämpfen für eine Neuausrich­
tung, eine Neugestaltung der Po­
litik, die Landwirtschaft und Na­
turschutz in Zukunft passend 
macht.

Autor: DI Lutz Ribbe, Direktor der 
umweltpolitischen Abteilung von EURO­
NATUR und Mitglied im Wirtschafts- und 
Sozialausschuss der EU, 
Lutz.Ribbe@euronatur.org. Auszüge aus 
seiner Rede vom 14. März 2005 in Wien 
im Rahmen der Vortrags- und Diskus­
sionsveranstaltung zum Thema „Land­
wirtschaft und Naturschutz in Europa -  
passt das zusammen?“
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